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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Obwohl gleich zwei Regierungssitze neu zu besetzen waren – die erste Regierungsrätin
der Schweiz, Hedi Lang (sp), und Alfred Gilgen (ex-ldu) traten zurück –, erlebte der
Kanton Zürich einen für seine Verhältnisse ruhigen Wahlkampf. Die SVP, die nur ein
Jahr zuvor mit ihrer Wahlkampagne zu den Regierungswahlen der Stadt Zürich die
ganze Schweiz polarisiert hatte, gab sich dieses Mal moderat. Schon früh war klar, dass
die Entscheidung zwischen drei Frauen fallen würde. Das Rennen machten schliesslich
Rita Fuhrer (svp), die vom geschlossenen Auftreten des bürgerlichen Fünfertickets
profitierte, und die Parteipräsidentin der Grünen, Nationalrätin Verena Diener. Die SP-
Kandidatin Vreni Müller-Hemmi erreichte zwar das absolute Mehr, fiel aber als
überzählig aus der Wahl. Die SVP hat damit ihren 1991 an die SP verlorenen zweiten Sitz
zurückerobert, während die Grünen erstmals in der Zürcher Regierung vertreten sind.
Die fünf wiederkandidierenden Regierungsräte waren ungefährdet: Das Spitzenresultat
erzielte wie vier Jahre zuvor Finanzdirektor Eric Honegger (fdp), gefolgt von Ernst
Buschor (cvp), Ernst Homberger (fdp), Moritz Leuenberger (sp) und Hans Hofmann (svp).
Keine Chance hatten hingegen LdU-Kandidat Anton Schaller und Ernst Frischknecht
(evp). Die Wahlbeteiligung betrug nur gerade 36.7 Prozent, obwohl die briefliche Wahl
in Zürich kurz zuvor erleichtert worden war. 1

WAHLEN
DATUM: 31.12.1995
EVA MÜLLER

An den Regierungsratswahlen im Kanton Zürich konnten die gemeinsam auf einer Liste
angetretenen Bürgerlichen Mitte April ihre Fünfervertretung erfolgreich verteidigen.
Die zwei restlichen Sitze gingen an die SP und die Grünen, welche zusammen mit der
EVP angetreten waren. Rita Fuhrer (svp) schwang mit 179'388 Stimmen oben aus und
hatte mit Ausnahme der Stadt in allen Bezirken die Nase deutlich vorn. SP-
Justizdirektor Markus Notter erreichte den zweiten und der neu antretende Christian
Huber (svp), Präsident des Zürcher Geschworenengerichts, den dritten Platz auf dem
Podest. Huber kandidierte für den Sitz des zurücktretenden Hans Hofmann (svp). Auch
die FDP konnte ihre beiden Vakanzen, die durch die Rücktritte von Eric Honegger und
Ernst Homberger entstanden waren, problemlos neu besetzen: Ruedi Jeker und
Dorothee Fierz erreichten die Ränge drei und vier, noch vor der grünen
Gesundheitsdirektorin Verena Diener – die auf die Unterstützung des
Gewerkschaftsbundes verzichten musste – und Bildungsdirektor Ernst Buschor (cvp).
Buschors Resultat wurde von Wahlbeobachtern mit den Widerständen gegen seine
Reformen im Bildungswesen erklärt; vor vier Jahren hatte er das zweitbeste Resultat
erreicht. Gegen seine Wiederwahl hatte sich ein überparteiliches Komitee gebildet,
welches sich zu einem grossen Teil aus Mitgliedern von Schulaufsichtskommissionen
der Stadt Zürich zusammensetzte. Mitte März doppelten Volksschullehrkräfte nach und
verschickten in einem Rundbrief mit dem Titel „Jetzt gilts Ernst“ eine Abrufempfehlung
an ihre Lehrerkolleginnen und -kollegen. Nicht gewählt wurden die SP-Kantonsrätin
Dorothee Jaun und das ehemalige Exekutivmitglied der Stadt Zürich Ruedi Aeschbacher
(evp). Deutlich abgeschlagen landeten FP-Nationalrat Michael Dreher, der ehemalige
freisinnige Kantonsrat Hans-Jacob Heitz (lp) sowie Roy Stauber von der Humanistischen
Partei. Die Bisherigen blieben auf ihren Posten. Den Neuen wurden die vakanten
Direktionen zugeteilt: Huber die Finanzen, Jeker die Volkswirtschaft und Fierz die
Bauten. 2

WAHLEN
DATUM: 18.04.1999
DANIEL BRÄNDLI

Bei den Gesamterneuerungswahlen in fünf Kantonen (AR, BL, LU, TI, ZH) kam es
parteipolitisch in Appenzell Ausserrhoden, in Zürich und in Luzern zu
Sitzverschiebungen: Während Jakob Frei (svp) in der Ostschweiz den Sitz des
zurückgetretenen Werner Niederer (sp) eroberte, setzte sich die SVP in den Kantonen
Tessin und Luzern trotz Erfolgen bei den Parlamentswahlen nicht durch. Der CVP
hingegen gelang es, ungeachtet der Verkleinerung der Luzerner Regierung von sieben
auf fünf Mitglieder, ihre absolute Mehrheit zu verteidigen. Dafür musste sie in Zürich
den Sitz des zurückgetretenen Ernst Buschor der Sozialdemokratin Regine Aeppli
überlassen. Die SP verteidigte in Luzern ihr einziges Mandat erfolgreich; Yvonne Schärli
folgte auf Paul Huber. In Basel-Land und im Tessin hingegen blieb die parteipolitische
Zusammensetzung der Regierung unverändert; im Tessin wurde damit die bisherige

WAHLEN
DATUM: 01.01.2003
ROMAIN CLIVAZ
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Regierung erstmals seit 1951 ohne personellen Wechsel bestätigt.

Bei den Ersatzwahlen war die Linke besonders erfolgreich: In Genf wurde Charles Beer
(sp) Nachfolger von Micheline Calmy-Rey (sp), die in den Bundesrat gewählt worden
war. Er profitierte von der Uneinigkeit der bürgerlichen Parteien, die sich nicht auf
einen Kandidaten festlegen konnten. Den Solothurner Sozialdemokraten gelang es mit
Roberto Zanetti, ihren 1985 an die CVP verlorenen zweiten Regierungssitz zurück zu
erobern. 

In den sieben Gesamterneuerungswahlen konnten die Frauen ein zusätzliches
Regierungsmandat hinzugewinnen: In Zürich trat Regine Aeppli (sp) die Nachfolge von
Ernst Buschor (cvp) an, in Basel-Land folgte Sabine Pegoraro (fdp) auf Andreas
Koellreuter (fdp). Für die zurücktretende Marianne Kleiner (fdp) hingegen wählten die
Appenzell Ausserrhoder Wahlberechtigten einen Mann in die Regierung; in der von
sieben auf fünf Mitglieder reduzierten Luzerner Regierung ist mit Yvonne Schärli (sp)
weiterhin nur eine Frau vertreten, die Christlichdemokratin Margrit Fischer musste auf
eine Kandidatur für den zweiten Wahlgang verzichten, weil sie im ersten Wahlgang von
den vier offiziellen CVP-Bewerbern das schlechteste Resultat erzielt hatte.
Gesamtschweizerisch belegten die Frauen Ende 2003 34 von 158 Regierungssitzen
(21,5%; 2002: 21,3%). Gemessen am Gesamttotal ihrer Regierungssitze (7) stellen die
Liberalen mit drei Exekutivmitgliedern den höchsten Frauenanteil (42,9%), gefolgt von
der SP mit 36,7% (11 von 30 Regierungsmitgliedern) und der FDP mit 27,9% (12 von 43
Mandaten). Bei den Bundesratsparteien ist der Frauenanteil bei der CVP mit 8,5% (4
von 47 Sitzen) am kleinsten; bei der SVP beträgt er 17,6% (3 von 17 Sitzen). Von einem
reinen Männergremium regiert werden sechs Kantone (AI, AG, SH, SZ, TG, VS).

Nach dem Rücktritt von Bildungsdirektor Ernst Buschor (cvp) stellte sich die Frage, ob
die Christlichdemokraten ihren Sitz in der Regierung würden verteidigen können,
nachdem die SVP das bürgerliche Bündnis aufgekündigt hatte und alle bürgerlichen
Parteien allein antraten. Zusätzlich zu den sechs bisherigen Exekutivmitgliedern
bewarben sich sechs weitere Personen für den 7-köpfigen Zürcher Regierungsrat:
Neben dem Winterthurer Stadtrat Hans Hollenstein, den die CVP als Nachfolger für
Ernst Buschor nominiert hatte, kandidierten Nationalrätin Regine Aeppli (sp),
Kantonsrat Hans Rutschmann (svp) und je ein Vertreter der EVP, der Alternativen Liste
und der Schweizer Demokraten. Alle bisherigen Regierungsmitglieder wurden wieder
gewählt. Das beste Resultat erzielte Markus Notter (sp), gefolgt von Christian Huber
(svp), Rita Fuhrer (svp) und Verena Diener (gp). Auf dem fünften Rang landete Regine
Aeppli (sp), welche die beiden Freisinnigen Dorothée Fierz und Ruedi Jeker auf die
Ehrenplätze verwies. Hans Hollenstein (cvp) und Hans Rutschmann (svp) erreichten
ebenfalls das absolute Mehr, schieden aber als überzählig aus. Damit ist die CVP nicht
mehr in der Exekutive vertreten, und die SP holte erstmals seit 1942 einen dritten
Regierungssitz. Zum ersten Mal verfügen die Frauen über die Mehrheit in einer
Kantonsregierung. 3

WAHLEN
DATUM: 06.04.2003
ROMAIN CLIVAZ

Kantonale Ersatzwahlen

Als Ersatz für den seit 1975 als Zürcher Gesundheitsdirektor amtierenden Peter
Wiederkehr (cvp) wurde der von den bürgerlichen Parteien unterstützte CVP-Kandidat
Ernst Buschor, ehemaliger Vorsteher der kantonalen Finanzverwaltung und
Betriebswirtschaftsprofessor, im ersten Wahlgang bei einer Beteiligung von 37,5%
gewählt. An zweiter Stelle mit weniger als der Hälfte der Stimmen des Gewählten
landete der von der GP nominierte und auch von der SP unterstützte Kantonsrat Daniel
Vischer. Die bemerkenswert hohe Anzahl von Leerstimmen — rund ein Viertel der
abgegebenen Stimmen — wurde im Gefolge der Bundesratsersatzwahl als ein Zeichen
des Protestes, insbesondere von Frauen, gewertet, die nicht bereit waren, einen Mann
zu wählen. 4

WAHLEN
DATUM: 07.03.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Ende September 2004 erklärte Finanzdirektor Christian Huber (svp) überraschend
seinen Rücktritt. Weil er als Regierungsrat verschiedentlich Positionen habe vertreten
müssen, die von der Haltung seiner Partei abwichen, sei er bei Mitgliedern der
Parteileitung nicht nur auf kantonaler, sondern auch auf eidgenössischer Ebene auf
Unverständnis gestossen und persönlich diffamiert worden. Noch bevor die SVP
Nationalrat Toni Bortoluzzi als Kandidaten für die Nachfolge nominierte, schickte die
CVP den Winterthurer Stadtrat (Exekutive) Hans Hollenstein ins Rennen, dem es 2003
nur knapp nicht gelungen war, den Sitz des damals zurückgetretenen Ernst Buschor
(cvp) zu verteidigen. Als dritte Kandidatin bewarb sich die Parteipräsidentin der Grünen
Schweiz, Ruth Genner, um das Amt. Während sich die FDP nach einigem Zögern für den
Kandidaten der SVP aussprach, unterstützten SP, EVP und die von den Grünen
abgesplitterten Grün-Liberalen Zürich (GLiZ) den Christlichdemokraten; damit
anerkannten sie den Anspruch der Bürgerlichen auf den Regierungssitz, wollten der SVP
aber für ihre Oppositionspolitik im Kantonsrat einen Denkzettel verpassen. 

Im ersten Wahlgang von Ende Februar erreichte niemand das absolute Mehr. Bei einer
Wahlbeteiligung von 33,6% konnte Hans Hollenstein (cvp) am meisten Stimmen auf sich
vereinen (45%; der Wähleranteil der CVP beträgt 6,5%); er liess damit den Vertreter der
stärksten Partei im Kanton (Wähleranteil: 30,3%), Toni Bortoluzzi (svp), hinter sich –
dies sogar in dessen eigenem Bezirk Affoltern – Bortoluzzi erreichte 38% der Stimmen.
Ruth Genner (gp) erhielt 14% der Stimmen und trat für den zweiten Wahlgang nicht
mehr an. Aufgrund seines enttäuschenden Resultats gab auch Bortoluzzi seinen
Verzicht bekannt. Für die Stichwahl nominierte die SVP den Klotener Stadtpräsidenten
Bruno Heinzelmann. Im April wählten Zürcherinnen und Zürcher bei einer
Stimmbeteiligung von 35,7% Hans Hollenstein (cvp) zum Nachfolger von Christian
Huber (svp). Hollenstein, den nun auch die Grünen unterstützt hatten, erzielte fast
doppelt so viele Stimmen (65%) wie Heinzelmann (34%), der trotz höherer
Wahlbeteiligung weniger Stimmen erhielt als Bortoluzzi im ersten Gang. Damit gelang es
der CVP, den 2003 verlorenen Sitz wieder zurückzuerobern, während die SVP nur noch
mit einem Mitglied in der Zürcher Regierung vertreten ist; diese besteht nun aus 2 FDP,
2 SP, 1 CVP, 1 GLiZ und 1 SVP. 5

WAHLEN
DATUM: 10.04.2005
MAGDALENA BERNATH

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Für eine Neugewichtung innerhalb der Sozialversicherungen plädierte Ernst Buschor,
CVP-naher Professor an der Hochschule St. Gallen. Er ortete im Lastenausgleich
zugunsten der Betagten einen Hauptgrund für den Prämienanstieg der Krankenkassen
und regte eine Zweiteilung der Krankenversicherung in eine deregulierte, private
Versicherung für Nichtrentner und eine kantonale Gesundheitsvorsorge für Rentner an.
Ähnliche Überlegungen, welche die seit Jahrzehnten sakrosankte Solidarität unter den
Generationen aufbrechen würden, stellte auch Nationalrat Tschopp (fdp, GE) an. In der
Wintersession reichte er unter dem Titel "AHV plus" eine parlamentarische Initiative
ein mit dem Ziel, die Kranken- und Unfallversicherung, die AHV und die berufliche
Vorsorge durch eine Einrichtung zu ergänzen, welche die Gesundheits- und
Betreuungskosten für die über 75-jährigen übernimmt. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.11.1992
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien
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Bildung und Forschung

Grundschulen

Im Kanton Zürich wollte der abtretende Bildungsdirektor Buschor (cvp) die Volksschule
einer grundlegenden Reform unterziehen. Die Schulpflicht sollte zwecks Schaffung
einer Basisstufe (Zusammenfassung von zweijährigem Kindergarten sowie 1. und 2.
Klasse) um ein Jahr auf zehn Jahre verlängert, das Pilotprojekt mit Englisch- und
Computerunterricht ab der 3. Primarklasse auf den ganzen Kanton ausgedehnt und für
den vormittäglichen Unterricht verbindliche Blockzeiten eingeführt werden.
Vorgeschlagen war auch eine grössere Autonomie der einzelnen Schulen, die
Abschaffung der Bezirksschulpflege und ihre Ersetzung durch eine Fachstelle, ein
Mitwirkungsrecht der Eltern (verbunden mit Elternpflichten), die spezielle Förderung
multikultureller Schulen, ein verstärkter Einbezug sonderpädagogischer Angebote in
den normalen Schulbetrieb sowie die Neuregelung der Schulversuche. Obgleich im
Kantonsrat mit Ausnahme der SVP und der EVP alle die Vorlage unterstützt hatten,
bildete sich quer durch die Parteien ein sehr aktives Nein-Komitee, das im
Wesentlichen gegen die Einführung der Basisstufe und die Abschaffung der
Bezirksschulpflege kämpfte. Die linken Gegner kritisierten zudem, das neue Gesetz
richte sich einseitig nach den Forderungen der Wirtschaft. Die Argumente des Nein-
Komitees schienen vor allem in den ländlichen Gebieten auf fruchtbaren Boden zu
fallen. Während die Stadt Zürich das neue Volksschulgesetz mit 58,6% Ja-Stimmen
annahm, wurde es vom Kanton mit 52,2% Nein-Stimmen verworfen. Die Abschaffung
der Bezirksschulpflege, die eine Verfassungsänderung nötig machte, weshalb sie dem
Volk in einer separaten Vorlage unterbreitet wurde, erhielt hingegen Zustimmung
(52,6% Ja), gleich wie die ebenfalls gesondert vorgelegte Neuregelung der
Schulversuche (58,7%). Wenige Tage nach der Abstimmung reichten Vertreterinnen und
Vertreter der FDP, SP, CVP und der Grünen eine parlamentarische Initiative mit den
unbestrittenen Elementen des Volksschulgesetzes ein (Teilautonomie der Schulen,
professionelle Schulaufsicht). Da in erster Linie die Basisstufe zur Niederlage in der
Abstimmung geführt hatte, verlangt die Initiative einen kantonsweit einheitlich
geregelten Kindergarten, wobei der Besuch eines der beiden Jahre obligatorisch sein
soll. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 03.12.2002
MARIANNE BENTELI

Mittelschulen

An ihrem dreitägigen Kongress „Zukunft ist Lernen“ diskutierten die
Mittelschulrektorinnen und -rektoren Reformen an der Sekundarschule II. Als
Diskussionsgrundlage dienten 13 Thesen, die der Vorstand der Dachkonferenz
„Treffpunkt Sekundarstufe II“ erarbeitet hatte. Darin fand sich unter anderem die
Forderung nach einer gesamtschweizerischen Regelung der Maturitäts- und
Diplomanerkennung, nach dem Verzicht auf Zulassungsbeschränkungen sowie nach
einer Verstärkung der Aus- und Weiterbildung der Lehrpersonen. Eine der 13 Thesen
postuliert ein eidgenössisches Mittelschulförderungsgesetz, welches ein breiteres
subsidiäres Wirken des Bundes ermöglichen sollte – so zur Förderung des
internationalen Austauschs, zur Einführung neuer Lerntechniken oder für die
fachdidaktische Forschung an Universitäten. Offizielle Behördenvertreter wie der
Zürcher Bildungsdirektor Ernst Buschor (ZH, cvp) oder EDK-Präsident Hans-Ulrich
Stöckling (SG, fdp) warnten aber vor zusätzlichen bildungspolitischen Verordnungen von
oben. 8

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.05.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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